




TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

zum Bebauungsplan Nr. 9/10 Norf 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 09.08.2002 Es gilt die BauNVO 1990 

1. Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Einzelhandelsbetriebe sind bis zu einer Verkaufsfläche von maximal 699 qm zulässig. Stellplätze, 
überdachte Stellplätze und Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig. 

2. Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Schmutz- und Regenwässer müssen in das öffentliche Netz abgeleitet werden. Die Einleitungsmenge 
aus der Bebauungsplanfläche in den Mischwasserkanal ist auf 50 Liter pro Sekunde je Hektar (ent-
spricht 36 I / sec) durch eine entsprechende Rückhaltung und Drosseleinrichtung auf dem Privat-
grundstück zu begrenzen. 
Eine Versickerung der Regenwässer ist nicht zulässig. Sofern durch eine Bodenuntersuchung nach-
gewiesen werden kann, daß sich im geplanten Versickerungsbereich keine Verunreinigungen befin-
den, kann eine Versickerung genehmigt werden. 

3. Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Hinter der dauerhaften Begrünung entlang der Ruhrstraße ist eine schallschützende Wall- / Wand-
Kombination von 2.5m Höhe zu errichten, die an beiden Grundstücksseiten bis zur Baugrenze ab-
knickt. Von der Errichtung der Wall- / Wand-Kombination kann abgesehen werden, sofern durch ein 
Sachverständigengutachten nachgewiesen wird, daß die Richtwerte der TA Lärm für WA-Gebiete 
durch die Emissionen der Betriebe im Plangebiet an der angrenzenden Wohnbebauung nicht über-
schritten wird. 

Im gesamten Plangebiet sind Anlagen und Betriebsarten der Abstandsklassen I-VII der Abstandsliste 
zum Abstandserlaß NRW, Fassung 1998, sowie Anlagen mit ähnlichem Immissionsgrad unzulässig. 
Ausnahmsweise können Anlagen und Betriebsarten der Abstandsklasse VII der Abstandsliste zum 
Abstandserlaß NRW, Fassung 1998, zugelassen werden, wenn durch Gutachten eines Sachverstän-
digen nachgewiesen wird, daß schädlichen Umwelteinwirkungen, erhebliche Belästigungen, erheb-
liche Nachteile oder sonstige Gefahren durch die Immissionen in schutzbedürftigen Gebieten nicht 
entstehen können. 

4. Ökologische Maßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Entlang der Ruhrstraße ist das Grundstück bis auf die max. 8 m breite Zufahrt, in einer Tiefe von 
mindestens 10 Meter dauerhaft zu begrünen und mit standortgerechten Bäumen und Sträuchern zu 
bepflanzen. Je 10 m Straßenfront sind min. 1 Baum I. Ordnung als Hochstamm mit min. 18 - 20 cm 
Stammumfang, gemessen in 1 m Höhe, oder 2 Heister II. Ordnung von 2.0 - 2.5 m Höhe zu pflanzen. 

Die verbleibende Restfläche ist mit standortgerechten Sträuchern wie z.B. Hasel. Hartriegel, Liguster, 
Schlehe, Weißdorn oder Steinweichsel zu bepflanzen (je ein Strauch auf 2 qm). 
Zur Beschattung der privaten Stellplätze ist für je 4 Stellplätze ein standortgerechter großkroniger 
Laubbaum I. Ordnung mit einem Stammumfang von mindestens 20 cm, gemessen in 1 m Höhe, zu 
pflanzen. 

Die Größe der offenen Baumscheibe muß mind. 2 x 2 m betragen. 



5. Örtliche Bauvorschriften (§ 86 BauO NRW) 

Je Gebäudeseite ist nur eine maximal 2,0 m hohe und 2,0 m breite Werbeanlage in Form eines 
Schrift- und Werbeträgers oder in Form von Lichtwerbung zulässig. Im Zufahrtsbereich Ruhrstraße ist 
nur eine maximal 6,0 m hohe und 2,0 m breite Werbeanlage in Form eines Schrift- und Werbeträgers 
oder in Form von Lichtwerbung zulässig. 

Alle übrigen Flächen sind von Werbeanlagen freizuhalten. 

6. Hinweis: 

Im Plangebiet befindet sich der Altstandort Ne 332. Daher sind folgende Maßnahmen durchzuführen: 

1. Erbauarbeiten sind durch einen fachlich qualifizierten Gutachter zu begleiten. 
2. Im Fall von Eingriffen im Verdachtsflächenbereich ist ein gutachterlicher Abschlußbericht bei der 

Unteren Bodenschutzbehörde vorzulegen. 
3. Werden Auffälligkeiten bei Erdbauarbeiten bemerkt, ist die Untere Bodenschutzbehörde unver-

züglich zu informieren. 
4. Im Fall der Notwendigkeit einer Entsorgung von Material >/= Z2 ist ein entsprechender Entsor-

gungsnachweis gemäß Nachweisverordnung zu führen. Dieser ist vorab der Unteren Abfallwirt-
schaftsbehörde des Kreises Neuss vorzulegen. Erst nach deren Zustimmung darf mit der Entsor-
gung begonnen werden. 



Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan Nr. 9/11 Norf 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 09.08.2002 Es gilt die BauNVO 1990 

Die folgenden, gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 3 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) von 1990 ausnahms-
weise zulässigen Vergnügungsstätten sind gemäß § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO ausgeschlossen: 

Spielhallen, Sexkinos, Peep-Shows, Striptease-Shows, Eros-Center und Dirnenunterkünfte. 


